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betreffend den Übergang von Hypotheken auf inländiſche unter ſtaatlicher Aufſicht 
ſtehende Bodenkredit⸗Inſtitute. 


Vom 29. Juli 1937. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 26, 30, 63 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des die Verlängerung dieſes Geſetzes aus- 
ſprechenden Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 
Hypotheken, Grundſchulden, Rentenſchulden und Reallaſten, die im Grundbuche eines im Gebiet 
der Freien Stadt Danzig belegenen Grundſtückes für ein ausländiſches Bodenkredit⸗Inſtitut eingetragen 
find, find auf ein inländiſches unter ſtaatlicher Aufſicht ſtehendes Bodenkredit-Inſtitut umzuſchreiben, 
ſofern dieſes die Umſchreibung beantragt und der gemäß § 29 des SHppothekenbankgeſetzes vom 
13. Juli 1899 in der für Danzig geltenden Faſſung beſtellte Treuhänder beſcheinigt, daß der Über- 
gang des dinglichen Rechts nebſt der etwa ihm zugrundeliegenden Forderung auf das inländiſche unter 
ſtaatlicher Aufſicht ſtehende Bodenkredit-Inſtitut vereinbart iſt und daß das Recht in das gemäß 8 22 
des Hypothekenbankgeſetzes zu führende Regiſter dieſes Bodenkredit-⸗Inſtituts eingetragen iſt. 
Soweit bisher die Briefbildung ausgeſchloſſen war, iſt bei der Umſchreibung ein Hypothekenbrief 
zu bilden. 
8 2 


Der 8 2 Abſatz 1 der Zweiten Verordnung vom 11. Januar 1937 (G. Bl. S. 21) zur Durch⸗ 
führung der Verordnung über die Neuregelung von Verbindlichkeiten anläßlich der Herabſetzung des 
Goldwertes des Guldens vom 2. Mai 1935 (G. Bl. S. 617, 646) in der Faſſung der Verordnungen 
vom 3. Juli 1935 (G. Bl. S. 797), 13. September 1935 (G. Bl. S. 991, 1000) und 27. Januar 
1936 (G. Bl. S. 51) iſt mit der Maßgabe anzuwenden, daß die Umſtellung des dinglichen Rechts 
auf Gulden gleichzeitig mit der Umſchreibung auf das inländiſche Bodenkredit-Inſtitut zu erfolgen hat. 


83 
Soweit die in § 1 bezeichneten dinglichen Rechte infolge planmäßiger Tilgung oder infolge Teil⸗ 
rückzahlungen Eigentümergrundſchulden geworden ſind, ſind ſie auf Antrag des inländiſchen Boden⸗ 
kredit⸗Inſtituts im Grundbuch zu löſchen, ſofern ſie nicht mit einem Pfandrecht belaſtet ſind oder 
ſofern nicht der Grundſtückseigentümer innerhalb einer ihm vom Grundbuchamt zu beſtimmenden Friſt 
die Umſchreibung auf ſich oder einen Dritten beantragt. 
Für den umzuſchreibenden Teil der Poſt iſt von Amts wegen ein Teilbrief zu bilden. 


8 4 
Alle auf Grund der SS 2 und 3 einzutragenden Beträge ſind, ſoweit fie dem inländiſchen Boden⸗ 
kredit⸗Inſtitut zuſtehen, auf volle 10 G nach oben, die verbleibenden Beträge auf volle 10 G nach 
unten abzurunden. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 25. 8. 1937.) 
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85 

(1) Für Tilgungshypotheken mit gleichbleibenden Jahresleiſtungen find von dem für den 31. De⸗ 
zember 1936 errechneten Reſtkapital neue gleichbleibende Jahresleiſtungen zu berechnen. Zinſen und 
Tilgungsbeiträge ſind vom 1. Januar 1937 ab in vierteljährlichen Nachtragsraten für das Kalender⸗ 
viertelſahr am 15. März, 15. Juni, 15. September und 15. Dezember jeden Jahres zu entrichten. 
Die Zinſen ſind, ſoweit ſie nicht zur Verzinſung der am Schluſſe jeden Kalenderjahres vorhandenen 
ungetilgten Reſtſchuld verbraucht werden, gleichfalls zur Tilgung zu verwenden. 

(2) Die ſich aus Abſatz 1 ergebenden Anderungen ſind auf Antrag im Grundbuch zu vermerken. 


8 6 
Vereinbarungen eines im Auslande gelegenen Gerichtsſtandes oder Erfüllungsortes, die mit dem 
früheren Gläubiger getroffen waren, treten außer Kraft; Erfüllungsort iſt Danzig. 


8 7 
Sit der jeweilige Eigentümer der ſofortigen Zwangsvollſtreckung unterworfen, jo gilt die Unter- 
werfung auch für die ſich aus dieſer Verordnung ergebenden Abänderungen, ohne daß dies im Grund— 
buch oder der vollſtreckbaren Ausfertigung vermerkt zu werden braucht. 


8 8 
Die auf Grund dieſer Verordnung geſtellten Anträge bedürfen nicht der im $ 29 der Grund— 
buchordnung vorgeſehenen Form. 
89 
Die nad) $ 1 abzugebende Erklärung iſt ſtempelfrei. Für die auf Grund diefer Verordnung vor- 
zunehmenden Eintragungen im Grundbuch werden Gerichtskoſten nicht erhoben. 


8 10 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 29. Juli 1937. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
J 12% Greiſer Dr. Wiercinski-Keiſer 
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über die Neuregelung von Verbindlichkeiten anläßlich der Herabſetzung des Gold⸗ 
wertes des Guldens. 
Vom 29. Juli 1937. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 26, 63 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) und des die Geltungsdauer dieſes Geſetzes verlän— 
gernden Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a), ſowie des $ 5 Abſ. 2 der Verordnung über 
die Neuregelung von Verbindlichkeiten anläßlich der Herabſetzung des Goldwertes des Guldens vom 
2. Mai 1935 (G. Bl. S. 617, 646) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel! 

Dem $ 2d der Verordnung vom 2. Mai 1935 (G. Bl. S. 617, 646) — eingefügt durch die 
Dritte Verordnung über die Neuregelung von Verbindlichkeiten anläßlich der Herabſetzung des Gold— 
wertes des Guldens vom 13. September 1935 (G. Bl. S. 991, 1000) — werden folgende Ab- 
ſätze 2 und 3 angefügt: 

(2) Für Hypotheken, Grundſchulden, Rentenſchulden und Reallaſten ſowie die ihnen zu Grunde 
liegende Forderungen, deren Schuldner gemäß $ 11 des Zweiten Geſetzes über den Ausgleich der Geld— 
entwertung vom 28. September 1926 (G. Bl. S. 285) verlangt haben, daß die Geſetze eines anderen 
Staates Anwendung finden, gilt mit dem Inkrafttreten dieſer Verordnung ausſchließlich Danziger 
Recht. Die Schuldner dieſer Hypotheken, Grundſchulden, Rentenſchulden und Reallaſten können ſich auf 
ausländiſches Recht nicht mehr berufen. 

(3) Die Zins-, Tilgungs- und Rückzahlungsbedingungen des betreffenden ausländiſchen Rechtes zum 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieſer Verordnung bleiben beſtehen, jedoch iſt die Rückzahlung in Pfand- 
briefen oder anderen Schuldverſchreibungen eines ausländiſchen Kreditinſtituts ausgeſchloſſen. 
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Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Artikel III 
Der Senat wird ermächtigt, die Verordnung über die Neuregelung von Verbindlichkeiten an- 
läßlich der Herabſetzung des Goldwertes des Guldens vom 2. Mai 1935 in ihrer gegenwärtigen 
Faſſung unter fortlaufender Paragraphenſolge neu bekanntzumachen. 


Danzig, den 29. Juli 1937. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
J 120 Greiſer Dr. Wiercinski⸗Keiſer 
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der neuen Faſſung der Verordnung über die Neuregelung von Verbindlichkeiten 
anläßlich der Herabſetzung des Goldwertes des Guldens. 


Vom 12. Auguſt 1937. 


Auf Grund des Art. III der Fünften Verordnung über die Neuregelung von Verbindlichkeiten 
anläßlich der Herabſetzung des Goldwertes des Guldens vom 29. Juli 1937 (G. Bl. S. 478) wird 
die Verordnung über die Neuregelung von Verbindlichkeiten anläßlich der Herabſetzung des Goldwertes 
des Guldens vom 2. Mai 1935 (G. Bl. ©. 617) in der Anlage neu bekanntgemacht. 


Danzig, den 12. Auguſt 1937. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
1 12% Greiſer Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


Verordnung 
über die Neuregelung von Verbindlichkeiten anläßlich der Herabſetzung des Goldwertes des Guldens. 
Vom 2. Mai 1935 (G. Bl. ©. 617). 
Vom 12. Auguſt 1937 (G. Bl. S. 479). 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 26, 63 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273), ſowie des Geſetzes zur Verlängerung dieſes Geſetzes 
vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


§ 1 (früher $ 1) 

Verbindlichkeiten in Danziger Gulden, auch wenn ſie auf Goldgulden lauten oder mit einer Kurs⸗ 
oder Wertſicherungsklauſel irgendwelcher Art verſehen ſind, können von dem Schuldner mit befreiender 
Wirkung in Gulden gemäß der Verordnung zur Anderung des Münzgeſetzes vom 1. Mai 1935 ge- 
tilgt werden. Der Gläubiger hat auf eine weitergehende Leiſtung keinen Anſpruch. 

Die Vorſchriften des Abſ. 1 gelten für Hypotheken, Grundſchulden, Schiffshypotheken und andere 
auf Gulden oder Goldgulden lautende dingliche Rechte und die ihnen etwa zu Grunde liegenden perjön- 
lichen Forderungen entſprechend, ſoweit ſich nicht aus § 2 etwas anderes ergibt. Eine für die perſön⸗ 
liche Forderung vereinbarte Kurs- oder Wertſicherungsklauſel ſteht der Anwendung der Vorſchrift 
des Satz 1 und des Abſ. 1 nicht entgegen. 


$ 2 (früher $ 2) 

Hypotheken in ausländiſcher Währung und die ihnen zu Grunde liegenden Forderungen unter 
ſtaatlicher Aufſicht ſtehender Bodenkredit-Inſtitute, die nach Wahl des Inhabers in ausländiſcher 
Währung oder Gulden verzinsliche und rückzahlbare Pfandbriefe oder Inhaberſchuldverſchreibungen 
ausgeben, ſowie die ausgegebenen Pfandbriefe oder Inhaberſchuldverſchreibungen werden auf Gulden 
gemäß der Verordnung zur Anderung des Münzgeſetzes vom 1. Mai 1935 umgeſtellt. Die Um⸗ 
rechnung erfolgt für feſte Währungen und für Schuldverhältniſſe mit einer Goldklauſel entſprechend 
der bis zum 1. Mai 1935 geltenden Münzparität, bei anderen Währungen nach dem letzten amtlichen 
Mittekurs der Danziger Börſe vor dem 1. Mai 1935 für die betreffende ausländiſche Währung. Im 
übrigen gilt 8 1 Abſ. 1 entſprechend. 
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Abſatz 1 Satz 1 gilt für andere Hypotheken, Grundſchulden, Schiffshypotheken und andere ding⸗ 
liche Rechte in ausländiſcher Währung oder in „Goldmark“ und die ihnen etwa zu Grunde liegenden 
Forderungen entſprechend. Für die Umrechnung gilt Abſ. 1 Satz 2. 

Die Beſtimmungen der Abſätze 1 und 2 finden auch Anwendung, wenn 

a) die perſönliche Forderung mit einer Kurs- oder Wertſicherungsklauſel irgendwelcher Art ver— 
ſehen iſt oder 
b) eine in ausländiſcher Währung zahlbare perſönliche Schuld durch eine Hypothek oder Grund— 
ſchuld in anderer Währung, insbeſondere in Gulden, geſichert iſt. Die Umrechnung erfolgt 
im Falle zu b) nach den für das perſönliche Schuldverhältnis maßgebenden Beſtimmungen 
des $ 2. 
§ 3 (früher § 2 a) 

Die Beſtimmungen der §8 1 Abi. 2 ſowie 2 finden auch auf ſolche vor dem 2. Mai 1935 ab- 
geſchloſſene Verträge Anwendung, in denen ſich die Beteiligten zur Beſtellung von Hypotheken, 
Grundſchulden, Schiffshypotheken oder anderen dinglichen Rechten in Gulden, Goldgulden oder aus— 
ländiſchen Währungen verpflichtet haben oder bei denen für die perſönliche Forderung eine Kurs- oder 
Wertſicherungsklauſel irgendwelcher Art vereinbart iſt. Die Verpflichtung zur Beſtellung der Hypothek 
uſw. wird durch die Beſtimmungen der 88 1 Abſ. 2, 2 und 3 (früher 2 a) nicht berührt. 


§ 4 (früher $ 2 b) 

Die ſich aus den 88 1 Abſ. 2 ſowie 2 ergebenden Rechtsfolgen bedürfen zu ihrer grundbuchlichen 
Wirkſamkeit nicht der Eintragung in das Grundbuch. 

Die Eintragung hat jedoch zu erfolgen, ſofern ſie von dem Grundſtückseigentümer oder von dem 
Gläubiger beantragt wird. Wird der Antrag von dem Eigentümer geſtellt, ſo kann die Eintragung 
ohne Vorlegung des Hypotheken-, Grundſchuld- oder Rentenſchuldbriefes erfolgen; das Grundbuchamt 
ſoll jedoch in dieſem Falle zwecks Eintragung des gemäß § 62 der Grundbuchordnung vorgeſchrie— 
benen Berichtigungsvermerks den Beſitzer des Briefes zur Vorlegung anhalten. 


§ 5 (früher $ 2c) 

Soweit nach dem Inkrafttreten dieſer Verordnung Eintragungen von Hypotheken, Grundſchulden 
in das Grundbuch oder Schiffshypotheken in das Schiffsregiſter in Goldgulden oder ausländiſcher 
Währung ohne Berückſichtigung der Verordnung erfolgt ſind, finden die Vorſchriften des $ 1 Abſ. 2 
ſowie 2 auch auf dieſe Rechtsverhältniſſe Anwendung. 


§ 6 (früher $ 2 c) 

Die Beſtimmungen des § 1 Abſ. 2 und der SS 2, 3 bis 5 (früher 2a bis 2c) finden auf die 
dort bezeichneten Rechtsverhältniſſe Anwendung, wenn das belaſtete Grundſtück im Gebiet der Freien 
Stadt Danzig belegen iſt oder, ſoweit es ſich um ein Schiffspfandrecht handelt, das belaſtete Schiff in 
ein Schiffsregiſter Danziger Gerichte eingetragen iſt. 

Für Hypotheken, Grundſchulden, Rentenſchulden und Reallaſten ſowie die ihnen zu Grunde liegenden 
Forderungen, deren Schuldner gemäß 8 11 des zweiten Geſetzes über den Ausgleich der Geldentwertung 
vom 28. September 1926 (G. Bl. S. 285) verlangt haben, daß die Geſetze eines anderen Staates An⸗ 
wendung finden, gilt mit dem Inkrafttreten dieſer Verordnung ausſchließlich Danziger Recht. Die 
Schuldner dieſer Hypotheken, Grundſchulden, Rentenſchulden und Reallaſten können ſich auf auslän⸗ 
diſches Recht nicht mehr berufen. 

Die Zins⸗, Tilgungs- und Rückzahlungsbedingungen des betreffenden ausländiſchen Rechtes zum 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieſer Verordnung bleiben beſtehen, jedoch iſt die Rückzahlung in Pfand⸗ 
briefen oder anderen Schuldverſchreibungen eines ausländiſchen Kreditinſtituts ausgeſchloſſen. 


§ 7 (früher $ 3) 

Die vorſtehenden Vorſchriften finden auf folgende im Auslande begebene Schuldverſchreibungen: 

1. auf die 7 prozentige Anleihe der Stadtgemeinde Danzig von 1925, 

2. auf die 6 ½ prozentige Staats⸗(Tabakmonopol) Anleihe der Freien Stadt Danzig von 1927, 

3. auf die 6¼ prozentige Anleihe des Ausſchuſſes für den Hafen und die Waſſerwege von 

Danzig von 1927, 

4. auf die 7prozentige Anleihe der Danziger Elektr. Straßenbahn⸗Akt. Geſ. von 1928, 

5. auf die 6prozentige Zündwarenmonopol-Anleihe der Freien Stadt Danzig von 1930 
und die zu ihrer Sicherung beſtellten dinglichen Rechte keine Anwendung. 

Das gleiche gilt für die im Artikel 194 des Abkommens zwiſchen der Freien Stadt Danzig und 
Polen vom 24. Oktober 1921 erwähnten Rechtsgeſchäfte. 
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$ 8 (früher $ 4) 
Die Verordnung betreffend die Eintragung von Guldenhypotheken mit Feingoldklauſel in der 
Faſſung der Bekanntmachung vom 16. Oktober 1931 (G. Bl. S. 749) und der Verordnung vom 
13. November 1931 (G. Bl. S. 788) wird aufgehoben. 


§ 9 (früher $ 5) 

Die Verordnung tritt mit Wirkung vom 2. Mai 1935 in Kraft. 

Der Senat wird ermächtigt, die zur Durchführung erforderlichen Verordnungen und Berwaltungs- 
vorſchriften, und zwar mit Wirkung vom 2. Mai 1935, zu erlaſſen. Er kann, ſoweit er es zur Er- 
reichung des Zweckes dieſer Verordnung für erforderlich hält, allgemeine Vorſchriften ergänzenden 
und abändernden Inhalts treffen. *) 

„) Es ſind folgende Durchführungsverordnungen ergangen: 

1. Verordnung vom 3. Juli 1935 (G. Bl. S. 798) betr. die Umrechnungskurſe mit folgendem 
Wortlaut: 
Artikel ! 


Für die Umrechnung von Hypotheken, Grundſchulden, Schiffshypotheken und anderen 
dinglichen Rechten gemäß $ 2 der Verordnung ſind folgende Umrechnungskurſe anzu⸗ 
wenden: 

a) Münzparitäten: 


100 Reichsmark (auch Goldmark). 122, 3723 Gulden 


100 Schweizer Franken e 99,1216 „ 
100 franz. Fra nes Joel 288 „ 
100 Holl dnl ee e 206901 „ 

1 £ Sterling J ſoweit es ſich um Schuld- 1 
100 nordamerik. Dollar 1 "Sorptiufer Sander 513,79 „ 


b) Kurſe vom 30. April 1935: 


1 * Sterling Pers Dun 14,765 5 
100 nordamerik. Dollar x >... 0.0 305,375 17 


Artikel II 
Die Verordnung tritt mit Wirkung vom 2. Mai 1935 in Kraft. 


2. Verordnung vom 11. Januar 1937 (G. Bl. S. 21) betr. den Wortlaut der Eintragung der 
Umſtellung von Hypotheken uſw. auf Gulden ſowie die vorherige Eintragung der Umſtellung 
vor der Eintragung ſonſtiger Rechtsänderungen mit folgendem Wortlaut: 


8 1 

Die durch die Zweite und Vierte Verordnung über die Neuregelung von Ver⸗ 
bindlichkeiten anläßlich der Herabſetzung des Goldwertes des Guldens vom 3. Juli 1935 
(G. Bl. S. 797) und 27. Januar 1936 (G. Bl. S. 51) zugelaſſene Eintragung der Um- 
ſtellung von Hypotheken und anderen dinglichen Rechten einſchließlich der ihnen zu Grunde 
liegenden Forderungen hat bei Guldenhypotheken uſw. in der Weiſe zu erfolgen, daß 
eingetragen wird: 

„Die Feingoldklauſel iſt durch die Verordnung vom 2. Mai 1935/27. Januar 
1936 fortgefallen.“ 

Die Worte „die Feingoldklauſel“ können durch eine andere der Sach- und Rechtslage 
entſprechende Bezeichnung erſetzt werden. 

Soweit bis zum Inkrafttreten dieſer Verordnung andere Formeln eingetragen ſind, 
behält es dabei fein Bewenden; ſie ſind ihrem Inhalte nach im Sinne des Abſ. 1 aus- 
zulegen. 

8 2 

Wird bei Hypotheken und anderen dinglichen Rechten, die im Grundbuch einge— 
tragen find und die durch die $ 1 Abſ. 2 ſowie $ 2 der Verordnung vom 2. Mai 
1935 in der Faſſung der Verordnungen vom 3. Juli 1935, 13. September 1935 und 
27. Januar 1936 in ihrem Inhalt geändert find, die Eintragung von Rechtsände— 
rungen irgendwelcher Art beantragt, ſo hat das Gericht die vorherige Eintragung der 

ſich aus § 1 Abſ. 2 ſowie § 2 ergebenden Rechtsfolgen zu verlangen. 
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Soweit bis zum Inkrafttreten dieſer Verordnung bei der Eintragung von Rechts⸗ 
änderungen irgendwelcher Art die Bezeichnung der Hypothek uſw. in fremder Wäh⸗ 
rung, eine vereinbarte Kurs- oder Wertſicherungsklauſel oder die Feingoldklauſel (Gold⸗ 
gulden) in die Abänderungsurkunde und in die Eintragung wieder aufgenommen wor⸗ 
den it, iſt dieſe Wiederaufnahme ohne rechtliche Bedeutung; der übrige Inhalt der be- 
urkundeten und eingetragenen Rechtsänderungen bleibt jedoch unberührt. 

Iſt eine Eintragung in das Grundbuch noch nicht erfolgt, die Bezeichnung der Hy⸗ 
pothek uſw. in fremder Währung, eine vereinbarte Kurs- oder Wektſicherungsklauſel 
oder die Feingoldklauſel (Holdgulden) in die Abänderungsurkunde jedoch wieder aufge⸗ 
nommen, jo iſt dieſe Wiederaufnahme bei bis zum Inkrafttreten der Verordnung ver- 
lautbarten Urkunden dann ohne rechtliche Bedeutung, wenn daneben die Eintragung det 
ſich aus $ 1 Abſ. 2 und 8 2 der Verordnung vom 2. Mai 1935 in der se der 
Verordnungen vom 3. Juli 1935, 13. September 1935 und 27. Januar 1936 ergebenden 
Rechtsfolgen beantragt wird; der übrige Inhalt der Urkunde bleibt jedoch unberührt. 


83 
Die Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 


3. Die zu 2 genannte Verordnung iſt ihrem Inhalte nach durch $ 2 der Verordnung betr. den 
Übergang von Hypotheken auf inländiſche unter ſtaatlicher Aufſicht ſtehende Bodenkredit⸗In⸗ 
ſtitute vom 29. Juli 1937 (G. Bl. S. 477) für den dort genannten Einzelfall geändert. 


Danzig, den 2. Mai 1935. K 
12. Auguſt 1937. 
Det Senat der Freien Stadt Danzig 


Schriftleitung: Ge , Heſebblattes und Staatsanzeigers. — Drud von A. Schroth in Danzig. 


